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Der neue US-Präsident Joe Biden fand die richtigen
Worte bei seiner Amtseinführung. Nach vier Jahren
polarisierender Rede vonDonald Trump sprach er von
Einheit, nach vier Jahren Fake-News vonWahrheit,
nach vier Jahren Spott von Respekt. Die Demokratie war
stärker als Trump. DieseWorte liessen viele Amerikaner
aufatmen und hoffen. Fast nochmehr Begeisterung
löste die junge afroamerikanische Poetin Amanda
Gorman aus, diemit ihremGedicht «TheHillWe Climb»
undmit ihremAuftritt im gelben Prada-Mantel die
Inauguration zur perfekten Showmachte. Die 22-jährige
Harvard-Absolventinwurde über Nacht zumneuen
Aushängeschild der Demokraten. Nicht schonwieder,
denktman sich als Aussenstehende. Amerika braucht in
dieser Krise keine glänzenden elitären Ausnahme-
erscheinungen, sondernNormalität, Realität, Beschei-
denheit. Etwas, womit sich alle identifizieren können.
Denn die Amerikaner, die stundenlang für Essensaus-
gaben anstehenmüssen, wissen, dass für sie ein Auftritt
im Capitol unerreichbar ist. Sie wissen, dass sie nie sein
werdenwie Gorman oder die Obamas. Bidenwurde
gewählt, ebenweil er kein Überflieger ist, sondern ein
mittelmässiger Politiker, der die Leutemit «Folks, we
can do this» abholt. «Just do it!», möchteman ihm zuru-
fen. Bitte ohne abzuheben.GordanaMijuk

Bittenichtabheben,
Demokraten!

USA

Die Schweiz braucht einen guten Service public. Vor
allem für die Randregionen in den Bergen ist es wichtig,
dass sie von denDienstleistungen der Zentren nicht
abgeschnitten sind. Doch die Umsetzung erreicht
zuweilen absurde Ausmasse. Das gilt insbesondere für
den Grundversorgungsauftrag im Zahlungsverkehr.
Darin steht, dass 90 Prozent der Bevölkerung in der
Lage seinmüssen, innerhalb von 20Minuten zu Fuss
oder per öffentlichemVerkehr einen Zahlungsauftrag
bei der Post aufzugeben.Mit Verlaub: Diese Vorgabe ist
einWitz. Schon heute hat die grosseMehrheit der
Bevölkerung – dank E-Banking und Smartphone – inner-
halb von Sekunden eine Zahlung ausgeführt. Allein die
Bezahl-App Twint zähltmehr als dreiMillionenNutze-
rinnen undNutzer. Der Vorschlag des Bundesrats von
dieserWoche, die Postfinance vollständig zu privatisie-
ren, ist deshalb zu begrüssen. Denn er bietet dieMög-
lichkeit, den Grundversorgungsauftrag zu überdenken
und die Staatsbank von ihren Fesseln zu befreien. Das
ist auch im Interesse der Kundschaft. Diese erwartet
von ihrer Bank einmodernes Angebot – und kein Insti-
tut, dasmit der Stoppuhr die Distanz der Bevölkerung
zur nächsten Filiale abmisst.Albert Steck

EinSignal gegenabsurdeRegeln
imServicepublic

Postfinance

Die Corona-Impfung ist ein knappes Gut: Esmöchten
sich vielmehr Leute impfen lassen, als Dosen zur Ver-
fügung stehen. Unter diesen Voraussetzungen ist es
zwingend, dass die Reihenfolge, werwannAnrecht auf
die Impfung hat, klaren Kriterien folgt. Diese stehen in
der Impfstrategie des Bundes: Zuerst werden die beson-
ders gefährdeten Personen geschützt, danach beson-
ders exponierte. Ziel ist es, die gesundheitlichen
Schäden des Virus rasch zuminimieren. Der soziale
Status spielt in diesemKontext hingegen keine Rolle.
Milliardäre, Spitaldirektoren und auch Bundesräte, wie
sie sich in den letzten Tagen vordrängten, sollen sich in
die Reihe stellen. Auchwenn sie sich das vermutlich
nichtmehr so gewohnt sind. Stefan Bühler

ImmerschönderReihenach
Impfdrängler

Der historische Erfolg der Bieler Bür-
gerbewegung – die Verhinderung
einer baufertigen Autobahnmit
zwei offenen Anschlüssen im Stadt-

zentrumund am See – ist auch die
Geschichte einer historischen Fehlplanung.
Seit den sechziger Jahrenwurden über ein
Dutzend Varianten geprüft. Bund und
Kanton Bern steckten 80Millionen Franken
in die Konzeption der 7,2 Kilometer langen
Strecke, die eine der letzten Lücken im
Schweizer Nationalstrassennetz schliessen
sollte. Jetzt hat das Eidgenössische Umwelt-
und Verkehrsdepartement das Projekt defini-
tiv abgeschrieben.
Das Bieler Beispiel zeigt:Wennman zu

lange ohne die Bevölkerung plant und ihr
erst am Schluss Gelegenheit zuMitwirkung
oder Einsprachen gibt, sind teure Fehlinves-
titionen programmiert. Der Netzbeschluss
der Eidgenössischen Räte, der Strassenver-
bindungen von nationaler Bedeutung fest-
legt, stammt vom 21. Juni 1960 und bietet
keineMöglichkeit zur Partizipation: Er sagt,
wo es durchgeht, und zwar aus einer über-
regionalen Perspektive. Abstimmungen über
Autobahnen können nur auf nationaler
Ebenemit einer Volksinitiative erzwungen
werden – und scheiterten bisher an der Urne
an unterschiedlichen regionalen Interessen,
wenn sie überhaupt zustande kamen.
Das nimmt die direkt betroffene Bevölke-

rung nichtmehr hin, zumal Autobahnpro-
jekte heute nichtmehr über die grüneWiese,
sondern oft mitten ins Herz der wachsenden
Städte führen. Das Bundesamt für Strassen
versucht zwar, die Streckenmöglichst unter-
irdisch zu legen, um denwachsendenWider-
stand zu dämpfen. Doch so verteuern sich
Bau und Unterhalt. Eine Crux.
Nach jahrzehntelanger Blockade ist es nun

in Biel gelungen, imDialogmit Befürwor-
tern, Kritikerinnen und betroffenen Gemein-
den innert knapp zwei Jahren einen Kompro-
miss auszuhandeln. Dieser wurde zuletzt
von 28 der 30 involvierten Verbände und
Gruppierungenmitgetragen und hat nicht

nur ein Autobahnprojekt verhindert, das
zwei Quartiere zerschnitten hätte. Gemein-
samwurden 15 kurz-, mittel- und langfristige
Lösungsempfehlungen zur Verbesserung
und Lenkung des Verkehrsflusses verab-
schiedet. Besonders erfreulich: Zuerst sollen
Massnahmen realisiert werden, die das
Leben der Stadtbewohnerinnen rasch
erleichtern. Busverbindungen sollen ausge-
baut,Wege für Fussgänger und Velofahrerin-
nen sicherer gestaltet und der Durchgangs-
und Transitverkehr erschwert werden, teils
mit Unterstützung des Agglomerationspro-
gramms des Bundes. Erst wenn dieseMass-
nahmen umgesetzt sind und eine Evaluation
zeigt, dass die Belastbarkeit der Strassen
überschrittenwird, beginnt der bergmänni-
sche Bau eines unterirdischen Autobahn-
abschnitts – ohneweitere Anschlüsse im
Siedlungsgebiet.
Eswar ein Perspektivenwechsel, der zum

Erfolg geführt hat: Erstmalswurde ein Stras-
senprojekt in der Schweiz nicht primär auf

denmotorisierten Individualverkehr ausge-
richtet, vielmehr suchteman eine ganzheit-
liche Lösung für alle Verkehrsmittel und
gewichteteAnliegendes Städtebaus gleich
wie jene desVerkehrs. DieDialoggruppe
einigte sich auf ein Zukunftsbild, das die
Lebensqualität der Stadtbewohner ins Zen-
trum stellt – undnicht jene vonAutofahrerin-
nen, die aus der Agglomerationmöglichst
schnell in die Stadt fahren oder diese ungehin-
dert durchquerenwollen. Dieser neueAnsatz
ist auch aufgrunddes sichwandelndenMobi-
litätsverhaltens, neuer Arbeitsmodelle und
desKlimawandels zukunftsweisend.
Prozess, Partizipation, Perspektivenwech-

sel: Das Bieler Beispiel sollte Schulemachen.
Denn der Kampf um städtischen Raum
dürfte sichweiter verschärfen, die Kritik am
Auto alsmeist parkiertes und schlecht
besetztes Verkehrsmittel wächst. Innert
eines Jahres wurden der Bau des BielerWest-
asts, des Zürcher Rosengartentunnels und
der Luzerner Spange Nord gestoppt, um nur
die grössten Beispiele zu nennen. Zwölf
Organisationen haben sich imNovember zu
einemnationalen Netzwerk gegen den
Ausbau von Autobahnen zusammen-
geschlossen. Ziehen Behörden veraltete Pro-
jekte ohne echte Partizipation durch, drohen
weiteremillionenschwere Fehlplanungen.
Allerdings kam es in Biel auch in diesem

Punkt zu einemHappy End. Dort hat die
Dialoggruppe den teuersten Nationalstras-
senabschnitt der Schweiz verhindert, mit
budgetierten Baukosten von über 720000
Franken pro Laufmeter und Unterhalts-
kosten von 43Millionen Franken pro Jahr. So
gesehen, wurden in der Stadt am Jurasüd-
fuss nicht nur ganze Quartiere vor der Zer-
störung gerettet und neue Prioritäten in der
Verkehrsplanung aufgezeigt. Da jede künf-
tige Tunnelalternative – ob durch den Jura,
durchs Seeland oder unter Biels Grund-
wasser hindurch – deutlich günstiger käme
als das jetzt beerdigte Grossprojekt, hat die
öffentliche Hand sogar einen dreistelligen
Millionenbetrag eingespart.

DerexterneStandpunkt

DieBieler Stadtautobahn ist gescheitert, dieFehlplanungdafür kostete
Millionen.WillmansolcheDebakel vermeiden,mussderStrassenbau
derZukunft ganzanders aussehen,meintCatherineDuttweiler

Autobahnenwerdendemokratisch
gebaut–odergarnichtmehr
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CatherineDuttweiler

Catherine Duttweiler, 59, ist selbständige
Autorin, Dozentin, Kommunikations-
beraterin und Verwaltungsrätin. Als Mit-
glied der Kern- und Dialoggruppe zum
Bieler Westast war sie Teil des Verhand-
lungsteams, welches den Kompromiss aus-
gehandelt hat. Zudem war sie Sprecherin
der Westast-kritischen Organisationen.


